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„Ein Stück Ungerechtigkeit“

Auch in den vergangenen 
Jahren hat sich die Lohnlücke, 
der sogenannte Gender Pay 
Gap, nur sehr langsam verrin-
gert. Noch immer verdienen 
Frauen in Deutschland im 
Schnitt 18 Prozent weniger als 
Männer. Damit bleibt Deutsch-
land Schlusslicht im europäi-
schen Vergleich. Wenn man 
diesen Wert von 18 Prozent 
in Tage umrechnet, arbeiten 
Frauen vom 1. Januar 2023 
an 66 Tage umsonst. Deshalb 
fällt der Equal Pay Day dieses 
Jahr auf den 7. März. 

Für den SoVD ist das „ein 
Stück Ungerechtigkeit“, wo- 
rauf Niedersachsens größter 
Sozialverband mit einer Demo 
vor dem Niedersächsischen 

Sozialministerium in Hanno-
ver aufmerksam machen will. 
Zahlreiche SoVD-Kreis- und 
Ortsfrauensprecherinnen aus 
Niedersachsen und weitere 
SoVD-Aktive werden ihrem 
Protest an diesem Tag Aus-
druck verleihen.

Die Aktion anlässlich des 
Equal Pay Day findet am  
7. März 2023 ab 10.30 Uhr auf 
dem Hannah-Arendt-Platz vor 
dem Sozialministerium statt.
Zu 11.00 Uhr hat der SoVD 
den neuen Sozialminister  
Dr. Andreas Philippi eingela-
den, um ihm seine Forderun-
gen für Lohngerechtigkeit zu 
überreichen.

Die Beteiligten freuen sich 
über jedes SoVD-Mitglied, das 
das Anliegen unterstützen 
und an der Demonstration 
teilnehmen möchte. Der Han-
nah-Arendt-Platz ist fußläufig 
in nur etwa zehn Minuten 
vom Hauptbahnhof aus zu er-
reichen. Interessierte können 
sich bis zum 24. Februar unter  
sozialpolitik@sovd-nds.de 
anmelden, damit die Veran-
staltung besser geplant wer-
den kann. Es ist aber auch 
möglich, am 7. März spontan 
zur Aktion hinzuzustoßen.

Equal Pay Day: SoVD demonstriert vor dem Sozialministerium
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18 Prozent beträgt die Lohn-
lücke im Jahr 2023.

Ab Pflegegrad 2 haben Pflegebedürftige Anspruch auf Pflegegeld. Erhalten sie zusätzlich Soziallei-
stungen, deren Gewährung vom Einkommen abhängt, müssen sie sich aber keine Sorgen machen. Denn: 
Pflegegeld wird nicht angerechnet – das gilt auch für Pflegepersonen, die Sozialleistungen beziehen.

Regelung zum Pflegegeld

Werden Pflegebedürftige zu 
Hause zum Beispiel von Angehö-
rigen gepflegt und haben einen 
Pflegegrad von mindestens 2, 
erhalten sie Pflegegeld. Diese 
Leistung wird Betroffenen zur 
Verfügung gestellt, um damit ei-
ner nahestehenden Person eine 
Zuwendung zu zahlen, wenn die-
se Pflegeaufgaben übernimmt. 

Beziehen Pflegebedürftige 
zudem Grundsicherung, Sozial-

hilfe oder Bürgergeld, gilt: Das 
Pflegegeld wird nicht auf das 
Einkommen angerechnet. Da sie 
ansonsten gegenüber anderen 
Pflegepersonen schlechter ge-
stellt würden, trifft dies außer-
dem auf Pflegepersonen zu, die 
Sozialleistungen bekommen. 
„Diese sozialrechtliche Ausnah-
me ist allerdings nur in Fällen 
gültig, in denen die Pflegeper-
son nicht im Rahmen eines 

Arbeits- und Beschäftigungs-
verhältnisses für die pflegebe-
dürftige Person tätig wird“, in-
formiert Katharina Lorenz vom 
SoVD in Niedersachsen. 

Bei Fragen rund um das The-
ma Pflege unterstützen die 
Berater*innen des SoVD gerne. 
Beratungstermine können beim 
SoVD-Mitglieder-Servicetele-
fon unter 0511 65610720 ver-
einbart werden.
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Wenn sich Nachbar*innen, Familienmitglieder oder Bekannte um eine pflegebedürftige Person küm-
mern, können sie von dieser ein Pflegegeld als Zuwendung bekommen.

Gilt Pflegegeld als Einkommen bei Sozialleistungsbezug?

Am 13. Februar lädt die Friedrich-Ebert-Stiftung Landesbüro Niedersachsen (FES) in Kooperation mit 
dem SoVD in Niedersachsen zu einer Online-Veranstaltung über die Entgeltgerechtigkeit in Werkstätten 
für behinderte Menschen ein. Interessierte können sich bis zum 10. Februar für die Teilnahme anmelden.

Werkstätten für behinderte 
Menschen stehen in den ver-
gangenen Monaten vermehrt 
in der Kritik. Monotone Arbeit 
unter dem Mindestlohn, Ab-
spaltung in Sonderwelten statt 
Inklusion und fehlende Auswe-
ge aus dem System sind einige 
der ständig wiederholten Kri-
tikpunkte. Werkstätten sollen 
Menschen mit Behinderungen 

dabei unterstützen, eine Be-
schäftigung auf dem Ersten Ar-
beitsmarkt zu finden. 

Doch bei nur etwa einem 
Prozent der Beschäftigten in 
den Werkstätten gelingt dies. 
Damit arbeiten allein in Nie-
dersachsen rund 30.000 Men-
schen in einem System, das 
nicht an den Mindestlohn ge-
bunden ist und kaum Chancen 

auf beruflichen Aufstieg bietet. 
Gibt es für die Werkstätten also 
überhaupt eine Zukunft? Wie 
ließen sich das System und die 
Situation für die Beschäftigten 
ganz konkret verbessern, wenn 
es um gerechte Entlohnung 
geht? 

Diese und weitere Fragen sol-
len am 13. Februar ab 18 Uhr 
auf einer gemeinsamen Online- 
Veranstaltung von FES und 
SoVD diskutiert werden. Teil-
nehmende der Diskussion sind 
ein*e Vertreter*in des Nieder-
sächsischen Sozialministe-
riums, Bernhard Sackarendt, 
Vorsitzender des SoVD in Nie-
dersachsen, Nicole Kaiser, Lan-
desarbeitsgemeinschaft der 
Werkstatträte in Niedersachsen, 
sowie Michael Korden, Landes-
arbeitsgemeinschaft Arbeit, Bil-
dung, Teilhabe. 

Wer teilnehmen möchte, kann 
sich noch bis zum 10. Februar  
unter folgendem Link anmelden:  
http://tiny.cc/t562vz. Die Teil-
nahme ist kostenfrei.

Raus aus der Sackgasse?
Online-Veranstaltung zu Entgeltgerechtigkeit in Werkstätten für behinderte Menschen
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Die digitale Veranstaltung „Raus aus der Sackgasse?“ moderiert 
die Journalistin und Zeit-Autorin Cosima Schmitt.

Das ist bei Rente und Steuern wichtig
Immer mehr Menschen 

gehen in den vorzeitigen Ru-
hestand. Einige, weil sie ihre 
Zeit noch ohne Job genießen 
wollen. Manche aber auch, 
weil sie gesundheitlich nicht 
mehr in der Lage sind, zu 
arbeiten. Allerdings gibt es 
einige Voraussetzungen, die 
erfüllt sein müssen, um frü-
her in Rente gehen zu kön-
nen. Darüber sprechen die 
Moderatorinnen Katharina 
Lorenz und Stefanie Jäkel in 
der neuen Folge des SoVD-
Podcasts „Kein Ponyhof“. An-
hand eines aktuellen Falls 
zeigen die beiden, wo Stol-

persteine – gerade bei der 
vorgezogenen Altersrente 
für Schwerbehinderte – lie-
gen können.

Wer in Rente geht, ist sich 
außerdem oft nicht sicher, 
ob sie*er Steuern zahlen 
muss. Anja Radike von der 
Vereinigten Lohnsteuerhilfe 
erläutert, wann eine Steuer-
erklärung gemacht werden 
muss, was passiert, wenn 
man es nicht tut und welche 
Posten Rentner*innen über-
haupt noch absetzen können.

Hören Sie jetzt unter www.
sovd-nds.de/podcast in die 
neue Folge rein.

Neue Podcast-Folge abrufbar – jetzt reinhören!
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Einmal im Monat veröffentlicht der SoVD in Niedersachsen 
eine neue Folge seines Podcasts „Kein Ponyhof“.


